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Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
in der Fassung vom 10. Juni 2024 
 
 
 
Die Neufassung berücksichtigt die  

a) Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock vom 28. November 2019, veröffent-
licht im Amts- und Mitteilungsblatt der Hanse- und Universitätsstadt Rostock Nr. 24 vom 11. 
Dezember 2019, und die 

b) Erste Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 12. Dezember 2019, veröffentlicht im Amts- und Mitteilungsblatt der Hanse- und Uni-
versitätsstadt Rostock Nr. 25 vom 18. Dezember 2019; 

c) Zweite Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 25. Mai 2020, veröffentlicht im Amts- und Mitteilungsblatt der Hanse- und Universitäts-
stadt Rostock Nr. 9 vom 10. Juni 2020; 

d) Dritte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 15. Oktober 2020, veröffentlicht im Amts- und Mitteilungsblatt der Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock Nr. 18 vom 24. Oktober 2020; 

e) Vierte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 17.02.2021, veröffentlicht im Amts- und Mitteilungsblatt der Hanse- und Universitäts-
stadt Rostock Nr. 4 vom 27.02.2021; 

f) Fünfte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 1. Dezember 2022, veröffentlicht im Amts- und Mitteilungsblatt der Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock Nr. 25 vom 24. Dezember 2022; 

g) Sechste Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 16. Dezember 2022, veröffentlicht im INTERNET am 25. Dezember 2022 unter der  
Adresse www.rostock.de/bekanntmachungen; 

h) Siebente Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 6. Februar 2023, veröffentlicht im INTERNET am 13. Februar 2023 unter der  
Adresse www.rostock.de/bekanntmachungen; 

i) Achte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 14. Dezember 2023, veröffentlicht im INTERNET am 20. Dezember 2023 unter der  
Adresse www.rostock.de/bekanntmachungen; 

j) Neunte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
vom 10. Juni 2024, veröffentlicht im INTERNET am 10. Juni 2024 unter der Adresse 
www.rostock.de/bekanntmachungen. 

 
 
  

http://www.rostock.de/bekanntmachungen
http://www.rostock.de/bekanntmachungen
http://www.rostock.de/bekanntmachungen
http://www.rostock.de/bekanntmachungen


1/1 

ORS 1 01 mit neunter Aenderung.DOCX -44- S. 2/15 
Aufnahme in die ORS am 11. Juni 2024 

Inhalt Seite 

§ 1 Bezeichnung, Wappen, Farben, Flagge und Dienstsiegel der Stadt 2 

§ 2 Unterrichtung und Anhörung der Einwohnerinnen und Einwohner 3 

§ 3 Stadtvertretung (Bürgerschaft) 4 

§ 4 Sitzung der Bürgerschaft 4 

§ 5 Ausschüsse 5 

§ 6 Hauptausschuss 6 

§ 7 Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister 9 

§ 8 Beigeordnete/Senatorinnen/Senatoren 10 

§ 9 Beauftragte 10 

§ 10 Entschädigung 11 

§ 11 Öffentliche Bekanntmachungen 11 

§ 12 Ortsteile 12 

§ 13 Ortsbeiräte 12 

§ 14 Aufgaben/Rechte des Ortsbeirates 13 

§ 15 Wahl der Ortsbeiräte 14 

§ 16 Ortsamtsbereiche 14 

 

 
Anlagen 
1 - Wappen der Stadt 
2 - Abgrenzung der Ortsteile 
3 - Karte der Gliederung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock nach 31 Ortsteilen 
4 - Aufwandsentschädigungen 
  



1/1 

ORS 1 01 mit neunter Aenderung.DOCX -44- S. 3/15 
Aufnahme in die ORS am 11. Juni 2024 

§ 1 Bezeichnung, Wappen, Farben, Flagge und Dienstsiegel der Stadt 
 
(1) Die Stadt Rostock führt die Bezeichnung Hanse- und Universitätsstadt. 
 
(2) Das Stadtwappen ist ein geteilter Schild; oben in Blau ein schreitender goldener Greif mit 
aufgeworfenem Schweif und ausgeschlagener roter Zunge; unten von Silber über Rot geteilt (An-
lage 1). 
 
(3) Die Stadtfarben sind Blau, Silber und Rot. 
 
(4) Die Stadtflagge besteht aus drei waagerechten Streifen. Der obere Streifen zeigt die Farbe 
Blau. Er nimmt die Hälfte der Flaggenhöhe ein und ist mit einem zum Liek gewendeten, schrei-
tenden gelben Greifen mit aufgeworfenem Schweif und ausgeschlagener roter Zunge belegt. 
Der mittlere Streifen zeigt die Farbe Weiß, der untere Streifen die Farbe Rot. Die beiden unte-
ren Streifen nehmen je ein Viertel der Höhe ein. Die Höhe des Flaggentuchs verhält sich zur 
Länge wie drei zu fünf. 
 
(5) Das Dienstsiegel zeigt das Stadtwappen und die Umschrift HANSE- UND UNIVERSITÄTS-
STADT ROSTOCK. 
 
(6) Die Benutzung des Stadtwappens durch Dritte bedarf der Genehmigung durch die Ober-
bürgermeisterin/den Oberbürgermeister. Ordnungswidrig im Sinne des § 5 Abs. 3 KV M-V han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig unbefugt das Wappen benutzt. Diesem Wappen stehen 
solche Abbildungen gleich, die ihm zum Verwechseln ähnlich sind.  
 
 
§ 2 Unterrichtung und Anhörung der Einwohnerinnen und Einwohner 
 
(1) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister unterrichtet die Einwohnerinnen und 
Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten, insbesondere durch Einwohnerin-
nen- und Einwohnerversammlungen und durch das Amts- und Mitteilungsblatt. 
 
(2) Einwohnerinnen- und Einwohnerversammlungen finden je nach örtlicher Bezogenheit in 
den Ortsteilen oder im Ortsamtsbereich statt. Sie werden durch Beschluss der Bürgerschaft 
oder eines Ortsbeirates von der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister einberufen, so-
weit die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister nicht von sich aus eine solche Ver-
sammlung einberuft. 
 
(3) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerinnen- und Einwohnerversammlung in Selbst-
verwaltungsangelegenheiten, die in der Bürgerschaftssitzung behandelt werden müssen, sol-
len dieser unverzüglich vorgelegt werden. 
 
(4) Einwohnerinnen und Einwohner, Besitzer von Grundstücken sowie in Rostock ansässige Ge-
werbetreibende und Vereine können Fragen zu Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
an die Bürgerschaft, die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister stellen. Zudem können 
sie Vorschläge und Anregungen unterbreiten. Fragen zu Angelegenheiten, die in nichtöffentli-
cher Sitzung zu behandeln sind, dürfen nicht gestellt werden. Das Gleiche gilt für Fragen zu 
Tagesordnungspunkten der gleichen Sitzung. Schriftliche Anfragen, deren Beantwortung in der 
Fragestunde erwartet wird, sind spätestens sechs Arbeitstage vor der Sitzung einzureichen. 



1/1 

ORS 1 01 mit neunter Aenderung.DOCX -44- S. 4/15 
Aufnahme in die ORS am 11. Juni 2024 

Einwohnerinnen und Einwohner, die mündliche Anfragen, Vorschläge oder Anregungen unter-
breiten wollen, sollen sich 2 Tage vor der Sitzung unter Angabe des Gegenstandes bei der Prä-
sidentin melden. Die Präsidentin kann Ausnahmen zulassen, wenn die Einhaltung der Frist we-
gen Dringlichkeit nicht möglich war. Die Fragestunde soll 30 Minuten nicht überschreiten. Eine 
Aussprache findet nicht statt. 
 
(5) Die Bürgerschaft kann beschließen, dass Sachverständige sowie Einwohnerinnen und Ein-
wohner, die vom Gegenstand der Beratung betroffen sind, in der Sitzung angehört werden. Die 
Anhörung sollte zu Beginn der Beratung der Angelegenheit (nach der Begründung der Angele-
genheit) erfolgen. Die Bürgerschaft entscheidet über den Antrag unmittelbar vor der Anhörung. 
 
 
§ 3 Stadtvertretung (Bürgerschaft) 
 
(1) Die Stadtvertretung führt die Bezeichnung Bürgerschaft. Die Stadtvertreterinnen und 
Stadtvertreter führen die Bezeichnung Mitglieder der Bürgerschaft. 
 
(2) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende der Bürgerschaft führt die Bezeichnung Präsidentin/ Prä-
sident der Bürgerschaft. Der Präsidentin/dem Präsidenten steht ein Büro zur Verfügung.  
 
(3) Die Bürgerschaft bildet ein Präsidium. Unter Anrechnung der Präsidentin/des Präsidenten 
gehören dem Präsidium je eine Vertreterin/ein Vertreter der einzelnen Fraktionen an. Die Bür-
gerschaft wählt aus ihren Reihen 

− eine Präsidentin/einen Präsidenten, 

− eine 1. stellvertretende Präsidentin/einen 1. stellvertretenden Präsidenten, 

− eine 2. stellvertretende Präsidentin/einen 2. stellvertretenden Präsidenten sowie 

− die weiteren Mitglieder des Präsidiums. 
 
(4) Das Präsidium unterstützt die Präsidentin/den Präsidenten 

1. bei der Aufstellung der Tagesordnung, 

2. bei der Leitung der Sitzung der Bürgerschaft, 

3. bei der Auslegung der Geschäftsordnung, 

4. bei der Wahrnehmung ihrer/seiner repräsentativen Pflichten. 
 
(5) Es wird eine Beschwerdekommission zur Aufarbeitung der Anliegen von Einwohnerinnen 
und Einwohnern, denen in der DDR-Vergangenheit Unrecht zugefügt wurde, sowie für Be-
schwerden allgemeiner Art gebildet. 
 
 
§ 4 Sitzung der Bürgerschaft 
 
(1) Die Sitzungen der Bürgerschaft sind öffentlich. 
 
  



1/1 

ORS 1 01 mit neunter Aenderung.DOCX -44- S. 5/15 
Aufnahme in die ORS am 11. Juni 2024 

(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende Belange des öffentlichen Wohls 
oder berechtigte Interessen Einzelner es erfordern. Die Öffentlichkeit ist in der Regel in fol-
genden Fällen ausgeschlossen: 

1. einzelne Personalangelegenheiten, außer Wahlen und Abberufungen, 

2. Steuer- und Abgabeangelegenheiten Einzelner, 

3. Grundstücksgeschäfte, 

4. Vergabe von Aufträgen. 
 
(3)  Jedes Mitglied der Bürgerschaft kann an die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeis-
ter schriftliche oder in einer Bürgerschaftssitzung mündliche Anfragen stellen. Die mündlichen 
Anfragen werden, wenn sie nicht in der Bürgerschaftssitzung beantwortet werden können, 
schriftlich innerhalb einer Frist von zehn Arbeitstagen beantwortet. Die schriftlichen Anfragen 
sind schriftlich innerhalb einer Frist von zehn Arbeitstagen zu beantworten. Sollte die Ober-
bürgermeisterin/der Oberbürgermeister diese Frist nicht einhalten können, so hat sie/er über 
die Gründe der Verzögerung zu informieren. 
 
(4) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister und die Senatorinnen und Senatoren 
sind verpflichtet, der Bürgerschaft auf Antrag einer Fraktion oder eines Viertels aller Mitglieder 
der Bürgerschaft Anfragen in öffentlichen Angelegenheiten mündlich zu beantworten. Die An-
fragen sind sieben Arbeitstage vor der Sitzung einzureichen. Auf die Antwort der Oberbürger-
meisterin/des Oberbürgermeisters oder der Senatorinnen/Senatoren erfolgt eine Aussprache, 
wenn dies eine Fraktion oder ein Viertel der Mitglieder der Bürgerschaft beantragt. Die Bür-
gerschaft kann beschließen, die Aussprache auf die folgende Sitzung zu verschieben. 
 
 
§ 5 Ausschüsse 
 
(1) Die Bürgerschaft bildet neben einem Hauptausschuss die folgenden Ausschüsse (in alpha-
betischer Reihenfolge): 
 

Ausschuss Aufgabengebiet 

Bau- und Liegenschaftsausschuss Bauen, Verkehr und städtische Liegenschaften 

Bildungs- und Sportausschuss Schulen, Hochschulen, sonstige Bildungseinrich-
tungen und Sport 

Bürgerservice-Ausschuss Digitalisierung, Ortsämter, Brandschutz und Ord-
nung 

Finanz- und Beteiligungsausschuss Finanz- und Haushaltswesen, Kommunale Beteili-
gungen 

Jugendhilfeausschuss Angelegenheiten gemäß Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz sowie der Satzungen des Jugendamtes 

Klinikausschuss  
(Betriebsausschuss für den Eigenbetrieb 
Klinikum Südstadt Rostock)    

Angelegenheiten des Eigenbetriebes 
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Ausschuss Aufgabengebiet 

KOE-Ausschuss  
(Betriebsausschuss für den Eigenbetrieb 
Kommunale Objektbewirtschaftung und 
-entwicklung) 

Angelegenheiten des Eigenbetriebes 

Kulturausschuss Kultur, Denkmalpflege und Museen 

Personalausschuss Personalangelegenheiten 

Rechnungsprüfungsausschuss Angelegenheiten gemäß Kommunalprüfungsgesetz 

Sozialausschuss Sozial- und Gesundheitswesen, Belange der Senio-
rinnen, Migrantinnen, Gleichstellung sowie Behin-
derten 

Stadtentwicklungs- und Umweltaus-
schuss 

Nachhaltige Stadtplanung und Regionalentwick-
lung, Umwelt-, Klima- und Naturschutz, Mobilität 
sowie Grünflächen 

Tourismusausschuss 
(Betriebsausschuss für den Eigenbetrieb 
Tourismuszentrale  
Rostock & Warnemünde) 

Angelegenheiten des Eigenbetriebes 

Wirtschafts- und Vergabeausschuss Wirtschaft und Vergaben 
 
(2) Zudem können zeitweilige Ausschüsse zur Beratung der Bürgerschaft gebildet werden.   
 
(3) Aufgabe der Ausschüsse ist, die Bürgerschaft in Angelegenheiten ihres Aufgabengebietes 
zu beraten. Haupt-, Jugendhilfe-, Klinik-, KOE- und Tourismusausschuss haben darüber hinaus 
Angelegenheiten abschließend zu entscheiden. Diese Angelegenheiten sind für den Hauptaus-
schuss in dieser Satzung, für den Jugendhilfeausschuss im Gesetz und der Jugendhilfesatzung, 
für Klinik-, KOE- und Tourismusausschuss in den jeweiligen Eigenbetriebssatzungen geregelt. 
 
(4) In sämtliche Ausschüsse werden elf Mitglieder sowie elf stellvertretende Mitglieder ge-
wählt. In beratende Ausschüsse können sachkundige Einwohnerinnen und/oder Einwohner 
(maximal fünf pro Ausschuss) berufen werden. Für den Jugendhilfeausschuss gelten besondere 
Regelungen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes und der Satzung des Jugendamtes. 
 
(5) Jeder Ausschuss wählt aus seinen Reihen 

− eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, 

− eine 1. stellvertretende Vorsitzende oder einen 1. stellvertretenden Vorsitzenden, 

− eine 2. stellvertretende Vorsitzende oder einen 2. stellvertretenden Vorsitzenden. 
 
(6) § 4 Abs. 1 und 2 zur Öffentlichkeit der Sitzungen gelten entsprechend. 
 
 
§ 6 Hauptausschuss 
 
(1) Dem Hauptausschuss sitzt die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister vor.  
  



1/1 

ORS 1 01 mit neunter Aenderung.DOCX -44- S. 7/15 
Aufnahme in die ORS am 11. Juni 2024 

(2) Der Hauptausschuss entscheidet über die Einleitung und die Ausgestaltung von Vergabe-
verfahren, wenn vermutlich folgende Wertgrenzen überschritten werden:  

1. bei Bauleistungen (über 500 TEUR),  

2. bei Liefer- und Dienstleistungen (über 250 TEUR),  

3. bei freiberuflichen Leistungen (über 150 TEUR bis 250 TEUR).  
 
Dies gilt nicht für Vergaben, die laut Satzung auf Betriebsausschüsse übertragen sind. 
 
(3) Er entscheidet über 

1. die Veräußerung und den Erwerb von Grundstücken oder grundstücksgleichen Rechten   
(50 TEUR bis 750 TEUR), 

2. die Bestellung von Erbbaurechten (150 TEUR bis 750 TEUR), 

3. die Belastung von Grundstücken (250 TEUR bis 1 500 TEUR), 

4. die Veräußerung von beweglichen Sachen, Forderungen und anderen Rechten (12,5 TEUR 
bis 250 TEUR), 

5. die Zuordnung von Vermögenswerten in die Sondervermögen der Eigenbetriebe 
(50 TEUR bis 750 TEUR), 

6. die Annahme oder Vermittlung von Schenkungen (100 EUR bis 1 000 EUR), 

7. die Gewährung von Darlehen (75 TEUR bis 250 TEUR), als Komplementäranteil für den geför-
derten Mietwohnungsbau (150 TEUR bis 500 TEUR), 

8. Bürgschafts- und Gewährverträge, die Bestellung von Sicherheiten sowie wirtschaftlich 
gleich zu achtende Rechtsgeschäfte (150 TEUR bis 500 TEUR), 

9. städtebauliche Verträge, wie Erschließungs- und Durchführungsverträge zu Vorhaben- und 
Erschließungsplänen (250 TEUR bis 1 000 TEUR), 

10. Miet- und Pachtverträge ab einer Jahresmiete von 100 TEUR oder einer Vertragsdauer von 
mehr als 10 Jahren,  

11. den Erlass von Forderungen ab einer Wertgrenze von 40 000 EUR, 

12. Verträge zur privaten Nutzung von Dienstfahrzeugen. 
 
(4) Er genehmigt  

1. überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen (25 TEUR bis 500 TEUR), 

2. außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen (20 TEUR bis 375 TEUR) je Ausgabenfall, 
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3. Verträge mit folgenden Vertragspartnern innerhalb der unten genannten Wertgrenzen: 

− Mitgliedern der Bürgerschaft und deren Ausschüsse,  

− der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister,  

− leitenden Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern der Stadt, 

− natürlichen oder 

−  juristischen Personen oder Vereinigungen, die von den zuvor genannten Personen ver-
treten werden. 

(bei Berechtigung zum Vorsteuerabzug ist der Nettobetrag maßgebend)  
 
Die Wertgrenzen betragen: 

− 7 500 bis 50 000 EUR bei einmaligen Leistungen und 

− 1 000 bis 5 000 EUR bei wiederkehrenden Leistungen, soweit pro Jahr 50 000 EUR nicht über-
schritten werden.  

 
(5) In Personalsachen entscheidet der Hauptausschuss (in den Fällen der Ziffern 1 bis 4 im 
Einvernehmen mit der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister)  

1. ob für die Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt eine Bewerberin/ein Bewerber verbe-
amtet oder in diese Laufbahngruppe befördert oder eine Beamtin/ein Beamter dieser 
Laufbahngruppe entlassen wird; 

2. ab der Entgeltgruppe 13 TVöD über die Einstellung und Kündigung von Beschäftigten; aus-
genommen sind Kündigungen innerhalb der Probezeit. 

3. ob einem Beschäftigten Aufgaben dauerhaft übertragen werden, wenn die Übertragung zu 
einer Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 13 TVöD oder höher führt; 

4. über den Abschluss, die wesentliche Änderung und die Kündigung von Sonderdienstver-
trägen; 

5. über Dienstaufsichtsbeschwerden gegen die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeis-
ter; 

6. über die Bestellung, Aufhebung der Bestellung, Weiterbeschäftigung, Suspendierung und 
Kündigung von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern von Gesellschaften mit direkter o-
der indirekter städtischer Beteiligung. Gleiches gilt für ein städtisches Votum, wenn die 
Personalentscheidung an anderer Stelle zu treffen ist; 

7. über sämtliche Personalangelegenheiten des Oberbürgermeisters, die nicht der Bürger-
schaft als oberste Dienstbehörde zugewiesen sind (Urlaubsgewährung, Entscheidungen 
über Nebentätigkeiten u. a.). 

 
(6) Er bestellt Bürgerinnen/Bürger in ein Ehrenamt, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist.  
 
(7) In Angelegenheiten des Haushaltsplanes berät er die Eckdaten zum Haushaltsplanent-
wurf, den Stellenplan und den Gesamthaushalt.  
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(8) Er nimmt Berichte der städtischen Vertreterinnen und Vertreter aus Organen von Unter-
nehmen oder Einrichtungen nach § 71 Abs. 4 der Kommunalverfassung entgegen. Das Recht 
der Vertreterinnen und Vertreter, der Bürgerschaft zu berichten, bleibt unberührt. 
 
(9) Er bereitet Beschlüsse der Bürgerschaft in Angelegenheiten der wirtschaftlichen Betätigung 
und privatrechtlichen Beteiligungen sowie zur Erteilung von Weisungen an Vertreterinnen und 
Vertreter in Verbandsversammlungen von Zweckverbänden nach § 156 Abs. 7 Kommunalverfas-
sung - KV M-V vor. 
 
 
§ 7 Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister 
 
(1) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister wird für sieben Jahre gewählt. Ihr/ihm 
obliegen insbesondere die in den nachfolgenden Absätzen aufgeführten Aufgaben. 
 
(2) Sie/Er entscheidet über die Einleitung und die Ausgestaltung von Vergabeverfahren i. S. d. 
§ 6 Abs. 2, wenn vermutlich die dortigen Wertgrenzen unterschritten werden. Dies gilt nicht für 
von Eigenbetrieben zu vergebende Leistungen.   
 
(3) Sie/Er entscheidet über den Zuschlag in sämtlichen Vergabeverfahren über deren Durch-
führung der Hauptausschuss oder sie/er selbst befunden hat. 
 
(4) Sie/Er entscheidet  

1. über sämtliche unter § 6 Abs. 3, 4 aufgezählte Angelegenheiten unterhalb der dortigen Wert-
grenzen und hat über die getroffenen Entscheidungen die Bürgerschaft vierteljährlich zu 
informieren. Über Verträge zwischen ihr/ihm und der Stadt (§ 6 Abs. 4 Ziffer 3 zweiter An-
strich) entscheidet seine Erste Stellvertreterin/sein Erster Stellvertreter; 

2. über die Belastung von Erbbaurechten; 

3. über die Aufnahme und Kündigung von Krediten um umzuschulden und neu aufzunehmen 
in der Höhe, die haushalterisch beschlossen und genehmigt ist. Die Entscheidungsbefugnis 
umfasst auch den Einsatz von Zinsderivaten, um Kreditkonditionen zu optimieren oder Ri-
siken von Zinsänderungen zu begrenzen.  

 
(5) Sie/Er entscheidet in allen Personalangelegenheiten und erledigt die Aufgaben der  
obersten Dienstbehörde, soweit nicht Satzungsrecht oder zwingendes Gesetz etwas anderes  
bestimmt. In beamtenrechtlichen Verfahren nimmt sie/er die nach Ziffern I und II der Allge-
meinen Anordnung vom 20. Mai 2003 (Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern S. 724) übertra-
genen Befugnisse wahr. Soweit es ihren/seinen eigenen Urlaub betrifft, befindet sie/er abwei-
chend von § 6 Abs. 5 Ziffer 8 selbst, wenn der Zeitraum unter zwei Wochen liegt und eine Ver-
tretung gewährleistet ist. 
 
(6) Bei Bauvorhaben ab einer Rohbausumme von 500.000,00 Euro informiert die Verwaltung 
rechtzeitig vor Erteilung einer Genehmigung und/oder Zustimmung den Bau- und Planungs-
ausschuss sowie den zuständigen Ortsbeirat. 
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(7) Sie/Er entscheidet über die Bildung von Abschnitten von Erschließungsanlagen und über 
die Kostenspaltung, um für diese Abschnitte bzw. Teileinrichtungen Erschließungsbeiträge 
nach dem Sechsten Teil des Baugesetzbuches und der Erschließungsbeitragssatzung erheben 
zu können. Satz 1 gilt entsprechend für die Erhebung von Straßenbaubeiträgen nach den §§ 7 
und 8 des Kommunalabgabengesetzes M-V und der Straßenbaubeitragssatzung. 
 
(8) Sie/Er entscheidet über den Abschluss von Vereinbarungen zur Zerlegung des Gewerbe-
steuermessbetrages nach § 33 Abs. 2 GewStG. 
 
(9) Sie/Er kann Verpflichtungserklärungen bis zu einer Wertgrenze von 100 000 EUR in einfa-
cher Schriftform abgeben. Bei wiederkehrenden Leistungen ist auf den Gesamtwert der Leis-
tungsraten pro Jahr abzustellen. Die Ermächtigung nach Satz 1 kann auf Dritte übertragen wer-
den.  
 
 
§ 8 Beigeordnete/Senatorinnen/Senatoren  
 
(1) Die Bürgerschaft wählt vier Beigeordnete, davon zwei Stellvertreterinnen und/oder Stell-
vertreter der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters für den Fall ihrer/seiner Verhin-
derung.   
 
(2) Die Beigeordneten führen die Bezeichnung Senatorin/Senator. Sie leiten die ihnen  
übertragenen Senatsbereiche. Die Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter nach Absatz 1 
führen neben der Bezeichnung Senatorin/Senator die Bezeichnung Erste und Zweite Stellver-
treterin/Erster und Zweiter Stellvertreter. 
 
(3) Die Amtszeit der Beigeordneten beträgt sieben Jahre. 
 
 
§ 9 Beauftragte  
 
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte, die/der Behindertenbeauftragte und die/der Integrati-
onsbeauftragte für Migrantinnen und Migranten sind hauptamtlich tätig. Sie unterliegen der 
Dienstaufsicht der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters und werden durch die Bür-
gerschaft bestellt. 
 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern in der Stadt bei. Anderweitige dienstliche oder arbeitsrechtliche Ver-
pflichtungen dürfen ihr nicht übertragen werden. 
 
(3) Die/Der Behindertenbeauftragte trägt zur Verwirklichung der gesellschaftlichen Integra-
tion und Verbesserung der Lebensverhältnisse von Menschen mit Behinderungen und chro-
nisch Kranken bei. Anderweitige dienstliche oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen dürfen 
ihr/ihm nicht übertragen werden. 
 
(4) Die/Der Integrationsbeauftragte für Migrantinnen und Migranten tritt für die gesellschaft-
liche Integration von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern sowie von Ausländerinnen und 
Ausländern ein. Sie/Er koordiniert die Arbeiten zur Integration der Migrantinnen und Migranten. 
Anderweitige dienstliche und arbeitsrechtliche Verpflichtungen dürfen ihr/ihm nur im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben übertragen werden. 
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(5) Die Beauftragten haben insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkung in ihrem Aufgabenbereich, 

2. Einbringen von frauen-, behinderten-, migrantenspezifischen Belangen in die Arbeit der 
Verwaltung, 

3. Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behörden 
in ihrem Aufgabenbereich,  

4. Anbieten eines jährlichen Berichtes über ihre Tätigkeit sowie über Gesetze, Verordnungen 
und Erlasse des Bundes und des Landes in ihrem Aufgabenbereich. 

 
(6) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister hat die Beauftragten im Rahmen ihres 
Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass deren Initiativen, Vor-
schläge, Bedenken und sonstige Stellungnahmen berücksichtigt werden können. Dazu sind 
ihnen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie 
Auskünfte zu erteilen. Die Beauftragten können in ihrem Aufgabenbereich mit Zustimmung der 
Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters eigene Öffentlichkeitsarbeit betreiben. Sie 
können mit Zustimmung der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters an den Sitzungen 
der Bürgerschaft, des Hauptausschusses und der beratenden Ausschüsse und Kommissionen 
teilnehmen. In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches kann ihnen mit Zustimmung der 
Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters das Wort erteilt werden. Satz 4 und 5 gelten für 
die Gleichstellungsbeauftragte insoweit, dass die Zustimmung der Oberbürgermeisterin/des 
Oberbürgermeisters nicht erforderlich ist. 
 
 
§ 10  Entschädigung 

 
Die nach Entschädigungs- und Kommunalbesoldungslandesverordnung (KomBesLVO M-V) 
festzusetzenden Aufwandsentschädigungen sind der Anlage 4 zu entnehmen. 
 
 
§ 11 Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Satzungen und öffentliche Bekanntmachungen werden im Internet unter der Adresse 
www.rostock.de/bekanntmachungen veröffentlicht. Sitzungen von Bürgerschaft, Ausschüssen 
und Ortsbeiräten werden unter Beachtung der gesetzlichen Anforderungen unter 
www.rostock.de/ksd angekündigt.   
 
(2) Soweit durch Gesetz eine andere Form der Bekanntmachung als über das Internet gefor-
dert und die Form durch die Stadt zu bestimmen ist oder bestimmt werden kann, werden diese 
Bekanntmachungen in der Ostseezeitung und in den Norddeutschen Neuesten Nachrichten 
veröffentlicht.  
 
(3) Werden Pläne, Karten, Zeichnungen oder Verzeichnisse einschließlich deren Erläuterun-
gen zur Unterrichtung und Anhörung der Öffentlichkeit ausgelegt, beträgt die Auslegungsfrist 
einen Monat, soweit gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist. Soweit ein Gesetz eine kür-
zere Auslegungsfrist vorsieht, tritt diese an Stelle der Frist nach Satz 1. Der Ort der Auslegung 
wird gemäß Absatz 1 Satz 1 bekannt gemacht. 
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(4) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Absatz 1 festgelegten Form infolge hö-
herer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Bekannt-
machung durch Aushang. Der Aushang erfolgt am Rathaus und in den Ortsämtern. Die Aus-
hangfrist beträgt 14 Tage, soweit gesetzlich nicht etwas anderes vorgeschrieben ist. Die öffent-
liche Bekanntmachung in der vorgeschriebenen Form ist nach Entfallen des Hinderungsgrun-
des unverzüglich nachzuholen.  
 
(5) Jede Person kann sich Satzungen kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen werden 
am Verwaltungssitz bereitgehalten. Dies gilt auch für außer Kraft getretene Satzungen. Die Be-
zugsadresse lautet: Hanse- und Universitätsstadt Rostock, Büro des Oberbürgermeisters, 
Fachbereich Presse- und Informationsstelle, Neuer Markt 1, 18055 Rostock (Briefpost: 18050 
Rostock), E-Mail: presse@rostock.de, Tel. 0381 381-1417. 
 
 
§ 12 Ortsteile 
 
(1) Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock hat folgende Ortsteile: 
 
Ortsteile 
Seebad Warnemünde 
Seebad Diedrichshagen 
Seebad Markgrafenheide 
Seebad Hohe Düne 
Hinrichshagen 
Wiethagen 
Torfbrücke 
Lichtenhagen 
Groß Klein 
Lütten Klein 
Evershagen 

Schmarl 
Reutershagen 
Hansaviertel 
Gartenstadt/Stadtweide 
Kröpeliner-Tor-Vorstadt 
Südstadt  
Biestow  
Stadtmitte 
Brinckmansdorf 
Dierkow-Neu 
Dierkow-Ost 

Dierkow-West 
Toitenwinkel 
Gehlsdorf 
Hinrichsdorf 
Krummendorf 
Nienhagen 
Peez  
Stuthof  
Jürgeshof. 

 
(2) Die Einteilung des Stadtgebietes in Ortsteile ergibt sich aus der beigefügten Grenzbeschrei-
bung (Anlage 2) und der Übersichtskarte (Anlage 3).  
 
 
§ 13 Ortsbeiräte 
 
(1) Im Gebiet der Hanse- und Universitätsstadt Rostock werden folgende Ortsbeiräte als Orts-
teilvertretungen gebildet: 
 
Ortsbeiräte 
  1. Seebad Warnemünde, Seebad Diedrichshagen 
  2. Seebad Markgrafenheide, Seebad Hohe Düne, Hinrichshagen, Wiethagen, Torfbrücke 
  3. Lichtenhagen 
  4. Groß Klein 
  5. Lütten Klein 
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  6. Evershagen 
  7. Schmarl 
  8. Reutershagen 
  9. Hansaviertel 
10. Gartenstadt/Stadtweide 
11. Kröpeliner-Tor-Vorstadt 
12. Südstadt 
13. Biestow 
14. Stadtmitte 
15. Brinckmansdorf 
16. Dierkow-Neu 
17. Dierkow-Ost, Dierkow-West 
18. Toitenwinkel 
19. Gehlsdorf, Hinrichsdorf, Krummendorf, Nienhagen, Peez, Stuthof, Jürgeshof. 
 
Zu Mitgliedern des Ortsbeirates können Einwohnerinnen und Einwohner des Ortsteiles und 
Mitglieder der Bürgerschaft gewählt werden. Die/Der Vorsitzende des Ortsbeirates führt die 
Bezeichnung Vorsitzende/Vorsitzender des Ortsbeirates. 
 
(2) Die Mitgliederzahl eines Ortsbeirates beträgt  

bis 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner 9, 

bis 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner 11, 

über 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner 13. 
 
Maßgebend ist die Anzahl der Einwohnerinnen und Einwohner, die nach den melderechtlichen 
Vorschriften für den Stichtag 30. Juni des Vorjahres, in dem die Wahl der Ortsbeiräte stattfin-
det, ermittelt wird. 
 
(3) Die Ortsbeiräte können zur Erfüllung ihrer Aufgaben Ausschüsse bilden, die beratend tätig 
werden.  
 
 
§ 14 Aufgaben/Rechte des Ortsbeirates 
 
(1) Der Ortsbeirat berät die Bürgerschaft und die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeis-
ter in allen für den Ortsbeiratsbereich wichtigen Angelegenheiten. Er wird zu allen Maßnahmen 
von öffentlichem Interesse für den Ortsbeiratsbereich zur Stellungnahme aufgefordert. 
 
(2) Der Ortsbeirat hat insbesondere die Aufgabe 

1. sich mit den Wünschen, Anregungen und Beschwerden der Einwohnerinnen und Einwohner 
zu befassen, 

2. die im Ortsbeiratsbereich tätigen Institutionen, Vereine, Initiativen, Parteien und sonstigen 
demokratischen Vereinigungen im Sinne eines Interessenausgleiches anzuhören. 
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(3) Der Ortsbeirat kann gemäß § 42 Abs. 6 KV M-V einem Beschluss der Bürgerschaft zu folgen-
den Angelegenheiten widersprechen: 

− in allen Fällen der örtlichen Bauleitplanung, 

− im Bereich der örtlichen Verkehrsplanung wie z. B. bei wesentlicher Veränderung oder Ein-
stellung von Angeboten des öffentlichen Nahverkehrs oder Bau, Rückbau oder wesentli-
cher Veränderung von öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, 

− im Bereich der örtlichen Schulentwicklung wie z. B. der Schließung von Schulen, 

− im Bereich der Errichtung, Aufhebung oder wesentlichen Veränderung von Einrichtungen 
der örtlichen sozialen, kulturellen und Bildungsinfrastruktur, 

− bei der Veränderung der Grenzen des Ortsteiles, 

− Planung und Durchführung von Investitionsvorhaben und Nahverkehrsplan im Ortsteil, 

− Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung des Flächennutzungsplanes sowie von 
Bebauungsplänen, soweit sie sich auf den Ortsteil erstrecken. 

 
(4) Weitere Aufgaben, Rechte und Pflichten regelt die Satzung für Ortsbeiräte.  
 
 
§ 15 Wahl der Ortsbeiräte 
 
(1) Die Bürgerschaft wählt die Ortsbeiräte spätestens sechs Monate nach der Kommunalwahl. 
Es finden die Grundsätze der Verhältniswahl Anwendung, wobei das Ergebnis der Kommunal-
wahl im Ortsbeiratsbereich zu berücksichtigen ist. Für jedes Mitglied kann durch Antrag eine 
Stellvertreterin/ein Stellvertreter gewählt werden. Ein Mitglied der Bürgerschaft kann nur in 
einem Ortsbeiratsbereich tätig sein.  
 
(2) Die Bürgerschaft stimmt in getrennten Wahlgängen über jeden einzelnen Ortsbeirat ab. 
Die Nachwahl nicht besetzter Wahlstellen erfolgt frühestens sieben Tage nach der Ortsbeirats-
wahl. 
 
(3) Die Wahl einer Nachfolgerin/eines Nachfolgers wird entsprechend § 32 Abs. 2 KV M-V 
durchgeführt. Das Nähere regelt die Satzung für Ortsbeiräte. 
 
 
§ 16 Ortsamtsbereiche 
 
(1) OA-Bereich: Nordwest 1 
 Ortsteile: 1 bis 7, 9, 12 (Seebad Warnemünde, Rostock- Heide, Groß Klein, Schmarl) 
 

OA-Bereich: Nordwest 2 
Ortsteile: 8, 10, 11 (Lichtenhagen, Lütten Klein, Evershagen) 
 
OA-Bereich: West 
Ortsteile: 13 bis 15 (Reutershagen, Hansaviertel, Gartenstadt/Stadtweide) 
 
OA-Bereich: Mitte 
Ortsteile: 16 bis 20 (Kröpeliner-Tor-Vorstadt, Südstadt, Biestow, Stadtmitte, Brinckmans-
dorf) 
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OA-Bereich: Ost 
Ortsteile: 21 bis 31 (Dierkow-Neu, Dierkow-Ost, Dierkow-West, Toitenwinkel, Gehlsdorf, 
Rostock-Ost (OT 26 - 31). 

(2) In jedem Ortsamtsbereich befindet sich ein Ortsamt. 
 
(3) Die Ortsämter sind bürgernahe Außenstellen der Verwaltung. Neben den gesetzlichen 
Pflichtaufgaben, die örtlich erledigt werden können, sind sie zuständig für die allgemeine Be-
ratung und Information der Einwohnerinnen und Einwohner. Sie nehmen Anregungen und Be-
schwerden der Einwohnerinnen und Einwohner entgegen. 
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